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Auf dem Weg in den
Polizeistaat?
Reformen der Polizeigesetze aus anwaltlicher
Perspektive

Rechtsanwältin Uta Katharina Schmidt, DAV, Berlin

In den Ländern stehen derzeit die Polizeigesetze auf dem
Prüfstand. Bayern hat sein Polizeiaufgabengesetz (PAG) er-
heblich ausgebaut und mit dem Begriff der „drohenden Ge-
fahr“ eine neue Kategorie in das Gefahrenabwehrrecht ein-
geführt. Die Veranstaltung des Ausschuss Gefahrenabwehr-
recht hat dieses Gesetz auf dem Anwaltstag 2019 näher be-
leuchtet. Am Ende waren sich die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer einig: das Fragezeichen im Titel der Veranstaltung
muss durch ein Ausrufezeichen ersetzt werden.

Zu Beginn referierte Rechtsanwalt Wilhelm Achelpöhler über
den Begriff der drohenden Gefahr. Er stellte das bisherige Mo-
dell um die konkrete Gefahr – also die hohe Wahrscheinlich-
keit für den Eintritt eines Schadens – dem neuen, derdrohen-
de Gefahr, gegenüber. Diese stellt das Vorbereitungsstadium
unter Strafe und bedeute damit eine Vorverlagerung des
Strafrechts. Die drohende Gefahr implementiere das Feind-
strafrecht in die Polizeigesetze, so Achelpöhler.

Rechtsanwalt Dr. Nikolaos Gazeas skizzierte ein weiteres
Problem: Die Regelungen zum anwaltlichen Beistand im Poli-
zeigesetz. Er konstatierte eine massive Verschiebung der Tekto-
nik zwischen Sicherheit und Freiheit. Nach dem Bayrischen

PAG kann bei Ingewahrsamnahme ein Anwalt kontaktiert wer-
den. Verkannt werde, dass es nicht um Hilfsbedürftigkeit wie
im Gesetz über das Verfahren in Familiensachen gehe. Der an-
waltliche Beistand gebietet sich aufgrund der Freiheitsentzie-
hung durch den Staat – genauso wie bei der Untersuchungshaft.

Erfreuliche Nachrichten berichtete er aus Nordrhein-West-
falen: dort ist es gelungen, den verpflichtenden anwaltlichen
Beistand in das Gesetz zu verhandeln. Dies gehe auf Engage-
ment auch seitens der Anwaltschaft zurück.

Rechtsanwalt Hartmut Wächtler berichtete über seine Er-
fahrungen aus der Praxis mit dem Bayrischen PAG. Er zeigte
sich konsterniert: gerade in Hinblick auf die Präventivhaft sei
die Praxis undurchsichtig. Er berichtete von einem Vorfall in
Schweinfurth, bei dem sechs Personen in Präventivhaft ge-
nommen wurden. Einen Anwalt haben sie – teilweise bei
zwei Monaten Haft – nicht zu Gesicht bekommen. Wächtler
fasste zusammen: durch die Präventivhaft werden in Bayern
die Voraussetzungen für die Untersuchungshaft unterlaufen.

Hieran knüpfte Rechtsanwalt Franz Schindler an und be-
richtete von der verfassungsgerichtlichen Überprüfung des
PAG. Das Gesetz ist Gegenstand verschiedener Klagen vor
dem Landesverfassungsgerichtshof und Bundesverfassungs-
gericht. Problematisch gestalte sich die Möglichkeit der Gel-
tendmachung insbesondere bei der Präventivhaft – fehle
doch die persönliche Betroffenheit als Voraussetzung. So
habe man versucht, die Betroffenen des Schweinfurther Vor-
falls zu erreichen – vergeblich: Ein Auskunftsersuchen von
Kollegen wurde durch die Behörde mit Verweis auf den Da-
tenschutz abgelehnt.

Die Veranstaltung schloss mit der Erkenntnis: Die Polizei-
gesetze haben sich in ihren Kompetenzen dem Verfassungs-
schutz angeglichen. Zu beobachten ist ein wechselseitiges
Hochschrauben der Befugnisse. Es ist Aufgabe der Anwalt-
schaft dies kritisch zu begleiten. //
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